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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Neugeregelt wurde 1979 der Militärpflichtersatz. Die Vorlage des Bundesrates von 1978,
die in der Veranlagung verschiedene Erleichterungen brachte, anderseits aber den
Steuersatz erhöhte, vermochte nicht alle Kreise zu befriedigen. Insbesondere die
Invalidenverbände zeigten sich von der Vorlage enttäuscht, weil sie keine Befreiung aller
geistig und körperlich Behinderten vorsah, während gleichzeitig die aus beruflichen
Gründen nicht militärdienstpflichtigen SBB-Beamten davon ausgenommen wurden.
Sozialdemokratische Vorstösse, die sich die Forderungen der Invaliden zu eigen
machten, wurden in beiden Kammern, im Nationalrat allerdings nur knapp, abgelehnt.
Die Mehrheit stellte sich auf den Standpunkt, auch unter den Behinderten gebe es
Gutgestellte, die zur Leistung des Beitrags imstande seien. Sie versuchte immerhin der
Kritik die Spitze zu nehmen, indem sie, über die Anträge des Bundesrates weit
hinausgehend, den grössten Teil der Invaliden von der Leistung der Abgabe entband. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1979
JÖRG KISTLER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Im Februar 2023 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft zur Revision des
Eisenbahngesetzes (EBG), mit welcher die technische Säule des 4. EU-
Eisenbahnpakets ins Schweizer Recht übernommen werden soll. Damit Rollmaterial im
internationalen Bahnverkehr eingesetzt werden kann, musste es bis vor wenigen Jahren
in jedem betroffenen Land ein Zulassungsverfahren durchlaufen. Im Zuge der
sogenannten technischen Säule des 4. Eisenbahnpakets  – 4RP(TP) – hatte die EU im
Jahr 2016 die entsprechenden Verfahren vereinfacht, harmonisiert und die
Zuständigkeit für die Zulassung von grenzüberschreitendem Verkehr an die europäische
Eisenbahnagentur ERA delegiert. Eine entsprechende Übergangsvereinbarung mit der
ERA, die es den Schweizer Unternehmen erlaubte, an den EU-Verfahren teilzunehmen,
laufe Ende 2023 aus. Mit der Anpassung des Eisenbahngesetzes plante der Bundesrat
nun in einem zweiten Schritt, die Schweizer Gesetzgebung an jene der EU anzupassen,
die Verfahren zu vereinfachen und damit den grenzüberschreitenden Bahnverkehr im
Bereich des Personenverkehrs wie auch des alpenquerenden Güterverkehrs zu stärken.
Der Bundesrat merkte an, dass eine vollständige Teilnahme an den EU-Verfahren
zusätzlich einer späteren Ergänzung im Landverkehrsabkommen (LVA) Schweiz-EU
bedürfe. Aufgrund der offenen institutionellen Fragen nach dem Abbruch der
Verhandlungen zum Institutionellen Rahmenabkommen sei dies aber derzeit nicht
möglich. Eine Anpassung des Schweizer Eisenbahngesetzes im «Hinblick auf eine
künftige Übernahme des 4RP(TP) ins LVA» erachtete der Bundesrat in seiner Botschaft
als «dennoch zweckmässig».

In der Vernehmlassung, welche von Ende 2021 bis Ende März 2022 durchgeführt
worden war, war der bundesrätliche Entwurf grösstenteils auf positive Resonanz
gestossen, wie der Bundesrat in seiner Botschaft festhielt. Unter den 50 eingegangenen
Stellungnahmen äusserten nur die SVP und der Dachverband Inclusion Handicap (IH)
erhebliche Vorbehalte. Die SVP kritisierte die politische und institutionelle Anbindung
an die EU. IH monierte die fehlende Berücksichtigung der Bedürfnisse von
mobilitätseingeschränkten Personen sowie den möglichen Verlust des
Verbandsbeschwerderechts bei den entsprechenden Verfahren. Gegenüber der
Aargauer Zeitung befürchtete Verbands-Co-Präsidentin Maya Graf (gp, BL), dass
Schienenfahrzeughersteller sowie Eisenbahnunternehmen auch für rein nationale
Angebote die entsprechenden Zulassungen bei der ERA und nicht mehr wie bis anhin
beim BAV beantragen könnten, wodurch Schweizer Gesetze  – namentlich das
Verbandsbeschwerderecht oder Bestimmungen des BehiG – umgangen werden
könnten. In seiner Botschaft wollte der Bundesrat jedoch die Entscheidung, ob
Bewilligungen der ERA für den Betrieb auf dem Schweizer Normalspurnetz möglich sein
sollen, im LVA festlegen und davon abhängig machen, ob «die zentralen
Errungenschaften des schweizerischen Eisenbahnsystems gewährleistet bleiben». Die
SBB als grösste Schweizer Eisenbahngesellschaft begrüssten die Revision, wünschten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.2023
MARCO ACKERMANN
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jedoch, dass die Branche bei der Umsetzung miteinbezogen werde und das BAV die
strategische Koordination zwischen den involvierten Stellen in der Schweiz und der
europäischen Eisenbahnagentur übernehme. 2

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im Oktober 2019 publizierte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Bundesgesetz
für Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere Arbeitslose. Solche
Überbrückungsleistungen sollen Personen erhalten, die nach vollendetem 60. Altersjahr
aus der ALV ausgesteuert werden, mindestens während 20 Jahren mit einem
Mindesteinkommen von CHF 21'330 in der AHV versichert sind – davon mindestens 10
der letzten 15 Jahre vor der Aussteuerung –, die ein Vermögen unter CHF 100'000
(respektive 200'000 bei Ehepaaren) besitzen und keine IV- oder AHV-Rente beziehen.
Somit sollen vor allem Personen unterstützt werden, die «in erheblichem Umfang
erwerbstätig waren», aber kein grosses Vermögen besitzen. Mit der bisherigen Regelung
müssten diese Personen ihre Vermögen sowie häufig ihre Altersguthaben aus zweiter
und dritter Säule aufbrauchen, bevor sie sich bei der Sozialhilfe anmelden könnten,
erklärte der Bundesrat. Diese Vorlage sei nun Teil eines neuen Massnahmenpakets für
die Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit älterer Personen. Die ÜL sollen mit zwei
Ausnahmen gleich berechnet werden wie die Ergänzungsleistungen, also als Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen einer Person.

Zuvor hatte der Bundesrat zwischen Juni und September 2019 eine Vernehmlassung
durchgeführt, an der sich 73 Organisationen beteiligt hatten. 52 Teilnehmende
begrüssten die Einführung von ÜL für Arbeitslose, darunter 19 Kantone (AG, AR, BE, BS,
FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SO, TI, UR, VD, VS, ZH), die SP, die CVP und die EVP.
Auch die FDP sprach sich für die Massnahme aus, jedoch nur für Personen, denen der
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt definitiv nicht gelingt. Auch der SGB, TravailSuisse
und KV Schweiz befürworteten die Vorlage, genauso wie unter anderem die
Organisationen Avenir50plus, AVIVO, Agile, EKF und Procap, die sich jedoch eine tiefere
Altersgrenze für ÜL wünschten. Auf Ablehnung stiess die Massnahme bei sechs
Kantonen (AI, BL, NW, SZ, TG, ZG), die vor allem die Gefahr von Fehlanreizen, offene
Durchführungs- und Koordinationsfragen, die Schaffung einer Konkurrenz zum
erleichterten Zugang für ausgesteuerte Personen über 60 Jahren zu Bildungs- und
Beschäftigungsmassnahmen sowie die Unterstützung einer kleinen Bevölkerungsgruppe
mit Steuergeldern kritisierten. Auch die GLP, die BDP und die SVP sowie der SVV, der
SBV, Swissmem, GastroSuisse und Centre Patronal sprachen sich gegen die Regelung
aus. Die GLP sah darin faktisch eine Frühpensionierung, die BDP kritisierte sie als reine
Symptombekämpfung und für die SVP würde die Massnahme das Problem noch
verschärfen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
ANJA HEIDELBERGER

Invalidenversicherung (IV)

Wegen der Aufhebung der Zusatzrente für Ehepartner und des Karrierezuschlags
ergriffen mehrere kleinere Behindertenorganisationen, allen voran die Behinderten-
Selbsthilfeorganisation „Zentrum für Selbstbestimmtes Leben“, das Referendum gegen
die Revision, die sie als Sozialabbau auf dem Buckel der Schwächsten bezeichneten.
Ihnen schloss sich Agile, der Dachverband der Behinderten-Selbsthilfe an. Die grossen
Organisationen, so etwa Pro Infirmis und die Dachorganisationenkonferenz der privaten
Behindertenhilfe (DOK) werteten die Sanierung der Versicherung und die verstärkten
Möglichkeiten zur beruflichen Eingliederung höher und sprachen sich gegen das
Referendum aus. Relativ rasch sprang die Grüne Partei auf den Referendumszug auf.
Die SP und die Gewerkschaften zeigten sich hingegen gespalten. Während sich der SGB
trotz Kritik an der Revision ablehnend verhielt, unterstützten seine Dachorganisationen
in den Kantonen Bern und Freiburg das Referendum. Gegen die SP Frauen und die
Junge SP erklärte die SP-Parteileitung ihren Verzicht: Eine breit geführte Referendums-
und Abstimmungskampagne würde nur die von der SVP lancierte Polemik über die
„Scheininvaliden“ anheizen und der SP im Wahljahr eine sichere
Abstimmungsniederlage bescheren. Die Parteileitung wurde jedoch von der
Delegiertenversammlung überstimmt und musste das Referendum unterstützen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2006
MARIANNE BENTELI
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Le Conseil fédéral a présenté son message relatif au deuxième volet de la sixième
révision de l’AI (Révision 6b) visant à finaliser la troisième et dernière étape du plan
d’assainissement de l’AI. Si la révision 6a adoptée durant l’année sous revue a pour
objectif de contribuer à la réduction de 750 millions de francs par an du déficit attendu
entre 2019 et 2025, la révision 6b vise à assurer un équilibre durable des comptes et le
remboursement de la dette à l’AVS jusqu’en 2025. Les économies attendues entre 2015
et 2025 se montent ainsi à 325 millions de francs annuels. Le message contient sept
volets distincts : 1) L’adaptation du système de rentes à travers la mise en place d’une
rente linéaire supprimant les effets de seuil cherche à encourager la réadaptation. Elle
corrige ainsi une contradiction qui voit le revenu d’un assuré baisser en cas de
réadaptation réussie ou d’augmentation du taux d’occupation. Par ailleurs, une rente
complète est octroyée à partir d’un taux d’invalidité de 80%, sauf si l’assuré exerce une
activité lucrative, auquel cas il bénéficie d’une rente partielle lui octroyant un revenu
global supérieur à une rente complète. 2) Le développement et le renforcement des
instruments mis en place dans la cinquième révision de l’AI vise à soutenir la
réadaptation et le maintien sur le marché du travail des personnes souffrant d’un
handicap psychique. Ces changements consistent en l’amélioration de la détection
précoce, la suppression de la limite temporelle d’exécution des mesures et
l’amélioration de l’attractivité des assurés auprès des employeurs. Le Conseil fédéral ne
souhaite toutefois pas imposer aux employeurs l’engagement de personnes en situation
de handicap. Finalement, le droit à la rente est limité aux assurés qui ne sont plus aptes
à une réadaptation. 3) La situation des bénéficiaires de rente avec enfant est modifiée
avec un taux de rente pour enfant qui passe à 30% de la rente invalidité, au lieu de
40%, afin d’adapter ce montant au pourcentage effectif des frais supplémentaires
engendrés. 4) Le nouveau système de frais de voyage supprime la disposition générale
sur le remboursement des frais nécessaires engendrés par le handicap pour en
introduire une spécifique dans chaque mesure de réadaptation. En outre, seuls les frais
supplémentaires dus au handicap sont remboursés en matière de mesures médicales et
une plus grande surveillance ainsi qu’un meilleur pilotage des frais de voyage par les
offices sont prévus dans le cadre des mesures de réinsertion afin de ne rembourser
que les frais additionnels par rapport à une personne ne souffrant d’aucun handicap.
5) La création d’une base légale modifiant les procédures et s’appliquant à toutes les
assurances sociales cible le renforcement de la lutte contre la fraude. 6) Le versement à
l’AVS de la part des liquidités et des placements de fonds de l’AI dépassant 50% des
dépenses annuelles vise à désendetter l’assurance. Lorsque cette part se situe en
dessous de 50%, le remboursement de la dette est suspendu. Le désendettement total
est prévu pour 2025. 7) L’équilibre financier à long terme est garanti à travers
l’élaboration d’un mécanisme d’intervention consistant à rehausser le taux de
cotisation et à suspendre l’adaptation des rentes à l’évolution des salaires et des prix,
lorsque le niveau des liquidités et des placements de fonds de l’AI tombe au-dessous
de 40% des dépenses annuelles après une période de transition de trois ans. Toutefois,
le montant de la rente vise à couvrir au minimum l’équivalent de 95% de la rente AVS.
Le regroupement des organisations faîtières des personnes handicapées, Agile, a
dénoncé un transfert de charges vers les ménages privés, les prestations
complémentaires et l’aide sociale. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.05.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Die Vernehmlassung zur Weiterentwicklung der IV endete Mitte März 2016. Bis zum
Erscheinen des Ergebnisberichts verstrichen jedoch elf Monate.

In der Zwischenzeit machte ein Vorschlag des Arbeitgeberverbandes (SAV) für eine
weitreichendere, Sparmassnahmen umfassende Revision von sich reden. Der Verband
regte an, Menschen unter 30 Jahren nur noch in Ausnahmefällen eine IV-Rente zu
gewähren. Jährlich erhalten rund 2'000 junge Menschen zwischen 18 und 24 Jahren
neu eine Rente der IV, gut die Hälfte davon aufgrund psychischer Probleme. Im
Gegensatz zu den Neuberentungen bei anderen Altersgruppen hatte diese Zahl in den
vergangenen Jahren nicht abgenommen. Die Gefahr, dass diese Menschen ein Leben
lang von Leistungen der Sozialversicherungen abhängig bleiben, ist gross, und gemäss
einer Studie im Auftrag des BSV kann eine frühe Berentung eine „krankheitsfestigende"
Wirkung entfalten, unter anderem da die Betroffenen sich selbst aufgeben. Bei
psychischen Leiden wie Schizophrenie ist eine Prognose im jungen Alter oft noch gar
nicht möglich. Man tue den Jungen daher einen Gefallen, so der Arbeitgeberverband,
wenn sie keine Rente erhielten, dafür bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt früher
und intensiver unterstützt würden. Zudem würde der Integrationsdruck auf alle
Involvierten zunehmen. Die Rente solle daher durch ein tiefer angesetztes, befristetes
Taggeld ersetzt werden, das einen Anreiz biete, sich um eine Anstellung zu bemühen.
Nur noch bei schweren Geburtsgebrechen und Behinderungen, die eine Tätigkeit im

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2016
FLAVIA CARONI
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ersten Arbeitsmarkt ausschliessen, soll bereits im frühen Erwachsenenalter eine Rente
gesprochen werden. Insgesamt unterstützte der SAV die Stossrichtung der Reform des
Bundesrates, die auch die Arbeitgeber besser bei der Integration von Personen mit
gesundheitlichen Problemen unterstützen und die Koordination zwischen den
verschiedenen Akteuren im Integrationsprozess verbessern will.

Die Behindertenverbände stimmten der Ansicht zu, vor einer Berentung eines jungen
Menschen müssten alle anderen Massnahmen geprüft und ausgeschöpft werden. Seien
sich alle Beteiligten einig, dass keine Aussichten auf eine Arbeitsstelle bestehen, müsse
aber eine Rente gesprochen werden – die Verantwortung für die Betroffenen könne
nicht einfach auf deren Eltern oder die Sozialhilfe überwälzt werden. Auch von der SP
hiess es, würden keine Renten mehr an junge Menschen ausbezahlt, würde das deren
Familien stark belasten und letztlich auch zu Ausweichreaktionen auf andere
Sozialwerke wie die Ergänzungsleistungen führen. Der Vorschlag des
Arbeitgeberverbandes gehe an der Lebensrealität der Menschen vorbei. 6

Ergänzungsleistungen (EL)

Von November 2015 bis März 2016 führte der Bundesrat ein Vernehmlassungsverfahren
zur Reform der Ergänzungsleistungen durch, wozu 109 Stellungnahmen eingingen.
Mehrheitlich stiess die Vorlage auf Anklang: Ein Drittel aller Teilnehmenden – unter
anderem die Hälfte der Kantone sowie der Städte- und der Gemeindeverband –
unterstützten die Stossrichtung der Vorlage grundsätzlich. Einem weiteren Drittel der
Vernehmlassungsteilnehmenden, allen voran der anderen Hälfte der Kantone, den
bürgerlichen Parteien, dem Schweizerischen Arbeitgeberverband SAV, der
economiesuisse sowie den Vorsorge- und Versicherungseinrichtungen, ging sie aber
noch nicht weit genug. Die vorgeschlagenen Massnahmen würden nicht ausreichen, um
die EL nachhaltig zu finanzieren, war von ihnen hauptsächlich zu vernehmen.
Insbesondere sei das Problem der grossen Kostentreiber noch nicht gelöst. Insgesamt
sorgten sich die Kantone – mit 70 Prozent Hauptträger der Finanzierungslast der EL –
stark wegen deren rasanter Kostenentwicklung. Mehrfach wiesen sie darauf hin, dass
eine Anpassung der Mietzinsmaxima die Einsparungen der Reform wieder wettmachen
würde. 
Gerade Letzteres sei jedoch für sie eine Bedingung dafür, dass sie die Vorlage
unterstützten, erklärten die Arbeitnehmerverbände, die dem letzten, ablehnenden
Drittel angehörten. Auch die Interessenorganisationen der Versicherten wiesen auf die
Priorität der Mietzinsanpassungen sowie der Stärkung der ersten Säule hin,
befürworteten aber prinzipiell eine Optimierung des EL-Systems, solange das
Leistungsniveau erhalten bleibe. Entsprechend kritisch standen sie denjenigen
Vorschlägen gegenüber, die Leistungskürzungen mit sich bringen würden. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2016
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Änderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten – jährlich steigen die Vergütungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent – nicht nur durch
demografische Faktoren erklärt werden könne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurückzuführen sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmässig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, AI; Mo. 15.4157) angeregt worden war, könne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestärkt werden, erklärte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhöht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
höher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhältnis von 1:12
zwischen der Höhe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einführung des KVG und bei der letzten Erhöhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabstände der Franchisenerhöhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhängig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhöhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhöhung der
Franchisen im Jahr 2020 nötig machen würde. 

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen – darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbände der Leistungserbringer – stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.07.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Gelobt wurden insbesondere die Stärkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dämpfende Wirkung auf den Leistungsbezug. 
Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Grünen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehörlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, TI, VD, VS) lehnten die entsprechende Änderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Änderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhängig würden und dass
dadurch sowie durch die höheren Ausgaben der EL die Kosten für Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten überdies, dass die
Änderung tatsächlich zu einer Senkung der Inanspruchnahme von
Gesundheitsleistungen führen würde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhöhung am stärksten auswirke, würde eine Erhöhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hätten. Somit würden diese
auch kaum ihr Verhalten ändern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidarität
zwischen Gesunden und Kranken – wurde kritisiert –, weil diejenigen bestraft würden,
die Leistungen beanspruchen müssten. 8

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Le 14 juin 2015, l'arrêté fédéral concernant la modification de l'article constitutionnel
relatif à la procréation médicalement assistée et au génie génétique dans le domaine
humain a été accepté par la population votante à 61.9%. 
La campagne sur le diagnostic préimplantatoire s'est dès le début montrée
inhabituelle. Les clivages partisans traditionnels ne se sont pas retrouvés dans les
camps qui s'opposaient. Au contraire, deux comités interpartis sont montés au
créneau. Le premier, celui des opposants, présidé par Marianne Streiff-Feller (evp, BE)
et Christian Lohr (pdc,TG), dénonçaient les dérives que pourrait entraîner un
changement de la Constitution en faveur du DPI. L'image de la boîte de Pandore a été
souvent utilisée, avec la crainte que le dépistage permettrait de déterminer que
"certaines vies valent plus que d'autres". Pour le comité "oui à la procréation
médicalement assistée", l'accent a été mis sur la possibilité d'aider les parents ne
pouvant pas concevoir seuls. La Suisse étant l'un des derniers pays européens à
interdire le DPI, l'argument du "tourisme de la procréation" a aussi été très utilisé dans
le débat. 
Il a été difficile également pour les partis de se prononcer. Suite à un vote très serré, le
PDC a fini par approuver la modification constitutionnelle, comme le PLR, le PBD et les
Verts. Au sein du parti socialiste, les voix étaient trop divergentes, ce qui a poussé le
parti à la rose à donner la liberté de vote à ses partisans. La fédération des Eglises
protestantes, qui s'est plusieurs fois illustrées par ses positions relativement
progressistes sur les questions de société a préféré s'opposer au DPI. Les associations
pro handicap étaient dans leur majorité contre l'objet, même si certaines, à l'instar
d'Intégration Handicap se sont prononcée en faveur de l'inscription dans la
Constitution du DPI, mais contre sa loi d'application, telle que mise sous toit par le
Parlement. Les adversaires du DPI avaient annoncé bien avant la votation du
changement constitutionnel que si celui-ci passait, ils saisiraient le référendum contre
la loi sur la procréation assistée. L'affiche phare de la campagne contre le DPI montrait
une photographie représentant une enfant atteinte du syndrome de Down déchirée par
des mains gantées de personnel de laboratoire. 

Malgré cette campagne, la Constitution a été modifiée. L'analyse VOX attribue cette
importante victoire des partisans du DPI à la confiance aux orientations politiques
individuelles plutôt qu'à une connaissance pointue de l'objet. Selon l'étude, 42% des
personnes sondées n'étaient pas capables de fournir des informations sur l'objet. La
population s'est donc fiée aux recommandations de vote des partis et organisations en
lesquelles elle fait confiance. Par exemple, les personnes allant régulièrement à l'Eglise
ont refusé l'objet nettement plus fortement que celles et ceux qui fréquentent peu ou
rarement les messes et cultes. De même, les personnes qui font généralement
confiance au gouvernement ont plutôt suivi l'avis des sept sages et de l'Assemblée
fédérale.
Au lendemain des résultats, il était déjà question de la votation suivante, à savoir le
référendum sur la loi sur la procréation médicalement assistée, déjà débattue par le
Parlement, mais ne pouvant entrer en vigueur qu'une fois l'article constitutionnel relatif
adopté. Le parti évangélique suisse ainsi que les associations de défense des personnes
handicapées ont annoncé vouloir saisir le référendum.
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Votation du 14 juin 2015

Participation: 43.51%
Oui: 1 377 613 (61.9%) / cantons 17 3/2
Non: 846 865 (38.1%) / cantons 3 3/2

Mots d'ordre
oui: PDC, PLR, PBD, Les Verts, Intégration Handicap
non: Fédération des Eglises protestantes, Pro Infirmis, Procap, Agile 9

Un an à peine après la première votation, les Suisses ont dû se prononcer à nouveau sur
le diagnostic préimplantatoire. Il s'agissait cette fois-ci d'accepter ou non la
modification de la loi sur la procréation médicalement assistée. Pour rappel, l'article
constitutionnel permettant cette loi avait obtenu les faveurs populaires en 2015, et dès
les résultats, les adversaires de l'objet avaient annoncé vouloir saisir le référendum. Le
rapport de forces du vote de 2016 n'est pas tout à fait identique à celui de l'année
précédente. Certains défenseurs de la présence d'un article sur le DPI dans la
Constitution étaient en revanche opposés à sa loi d'application, estimant que celle-ci
allait trop loin. Le comité du non présidé encore par Marianne Streiff-Feller (pev, BE) et
Christian Lohr (pdc, TG) était proéminent dans la campagne. 
L'analyse des encarts dans la presse menée par Année Politique Suisse a montré que
plus de 83% provenaient des adversaires du DPI. Le même narratif des dérives de la
science a été repris avec des expressions comme "médecine sans limite",
"incontrôlable", "extrême" ou encore "la chimère de l'être humain parfait". Les visuels
utilisés étaient principalement d'un jaune rappelant le symbole du danger biologique et
montraient un bébé naissant d'un épi de maïs, visant à rappeler le débat sur le
transgénisme. Le comité "oui à nouveau pour la procréation médicalement assistée" est
également resté sur le même argumentaire mettant en avant l'aide pour les parents ne
pouvant pas procréer seuls. L'argument d'une diminution des avortements grâce aux
DPI a été brandi, notamment par Ruth Humbel (pdc, AG), l'un des moteurs du comité
pour le oui. 
Comme lors de la votation précédente, les clivages partisans traditionnels ne se sont
pas retrouvés, les comités pour et contre montrant une large hétérogénéité partisane.
Les organisations de soutien aux personnes malades ou handicapées ne se sont pas non
plus montrées unanimes. La plupart, comme par exemple Procap a intégré le camp du
non, tandis que la société suisse pour la mucoviscidose s'est par exemple montrée en
faveur de l'objet.
Si les deux votations portaient sur la même question, leurs implications sont
différentes. En effet, la loi votée en 2016 réglemente de manière plus précise
l'application du DPI. C'est pour cette raison que certains partisans de l'article
constitutionnel se sont opposés à la loi, à l'instar du conseiller national Mathias Reynard
(ps, VS). L'on reproche principalement à la loi d'autoriser le test préimplantatoire sur un
nombre illimité d'embryons, contre 3 précédemment. De plus, la loi soumise au vote
entend autoriser le DPI à tous les couples voulant procréer et non plus uniquement
ceux porteurs de lourdes maladies héréditaires. Enfin, la liste des critères autorisés
pour une sélection des embryons n'est pas définie et peut selon les opposants
conduire à toutes sortes de dérives.

Les résultats de la votation ont montré un oui encore plus grand que l'année
précédente. La loi sur la procréation médicalement assistée a été plébiscitée par 62.4%
de la population votante. Le parti évangélique, qui avait lancé le référendum s'est
adressé au Conseil fédéral, le sommant de tenir sa promesse de surveiller très
étroitement l'application de la loi sur la procréation, car il craignent, comme les 19
associations pro handicap engagées dans le camp du non, des dérives eugénistes et une
discrimination plus grande encore des personnes handicapées.

Votation populaire du 5 juin 2016

Participation: 46.68%
Oui: 1 490 417 (62.4%) / cantons 20 3/2
Non: 897 318 (37.6%) / cantons 3/2

Mots d'ordre
- oui: PDC, PLR
- non: Parti évangélique suisse, Pro Handicap, UDF, UDC 10
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